Deutscher Bundestag 
12. Wahlperiode 


Drucksache 1 2/71 89 


05 . 04 . 94 


Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Abkommen vom 5. April 1993 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 

und der Republik Lettland 

über den Luftverkehr 


A. Zielsetzung 

Mit dem Gesetz soll einem völkerrechtlichen Vertrag nach Maßgabe 
des Artikels 59 Abs. 2 des Grundgesetzes zugestimmt werden. Mit 
seiner Hilfe wird der internationale Fluglinienverkehr für die deutschen 
Luftfahrtunternehmen und die des Vertragspartners zwischen beiden 
Staaten auf eine solide Rechtsgrundlage gestellt, die im Gegensatz 
zur Gewährung vorläufiger Rechte - ohne Vertragsbasis - auch lang- 
fristige Planungen trägt und nur formalisierter Beendigung unterliegt. 

B. Lösung 

Die Bundesrepublik Deutschland und die Republik Lettland gewähren 
sich gegenseitig die Rechte des Überflugs (1. Freiheit), der Landung 
zu nichtgewerblichen Zwecken (2. Freiheit), des Absetzens (3. Frei- 
heit) und des Aufnehmens (4. Freiheit) von Fluggästen, Gepäck, 
Fracht und Post im gewerblichen internationalen Fluglinienverkehr. 
Kabotagerechte sind ausgeschlossen. 

Das Vertragsgesetz trägt den nationalen Erfordernissen zur Umset- 
zung dieses Vertrags in deutsches Recht Rechnung. 

C. Alternativen 

Vertragsloser Zustand mit nicht gesicherten Verkehrsrechten. 
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D. Kosten 

Es entstehen keine Kosten. 

Das Vorhaben wirkt sich weder auf Einzelpreise noch auf das Preis- 
niveau, insbesondere nicht auf das Verbraucherpreisniveau aus, da 
das Abkommen neben Fragen technischer Art sowie der Rechts- 
gewährungen auf der Grundlage der Gegenseitigkeit nur die Art und 
Weise der Bestimmungen von Beförderungsentgelten, nicht aber 
deren Höhe, regelt. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

021 (323) - 900 01 - De 15/94 (NA 2) Bonn, den 5. April 1994 


An die Präsidentin 

des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf 
eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 5. April 1993 zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Republik Lettland über den Luftverkehr mit 
Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Verkehr. 

Der Bundesrat hat in seiner 667. Sitzung am 18. März 1994 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine 
Einwendungen zu erheben. 

Dr. Helmut Kohl 
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Entwurf 


Gesetz 

zu dem Abkommen vom 5. April 1993 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Lettland 
über den Luftverkehr 


Vom 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 

Dem in Riga am 5. April 1993 Unterzeichneten Abkommen zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Lettland über den Luftverkehr wird 
zugestimmt. Das Abkommen wird nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem Artikel 19 Abs. 1 in Kraft tritt, 
ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


Begründung zum Vertragsgesetz 
Zu Artikel 1 

Auf das Abkommen findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes Anwen- 
dung, da es sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 105 Abs. 3 in Verbindung mit 
Artikel 106 Abs. 2 Nr. 5 und Abs. 3 des Grundgesetzes erforderlich, da die in 
Artikel 6 des Abkommens vorgesehenen Vergünstigungen auch die Umsatz- 
steuer und die Biersteuer berühren, deren Aufkommen den Ländern ganz oder 
teilweise zufließt. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Abkommen nach seinem Artikel 19 
Abs. 1 in Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung des Gesetzes nicht 
mit Kosten belastet. 

Das Vorhaben wirkt sich weder auf Einzelpreise noch auf das Preisniveau, 
insbesondere nicht auf das Verbraucherpreisniveau aus, da das Abkommen 
neben Fragen technischer Art sowie der Rechtsgewährungen auf der Grundlage 
der Gegenseitigkeit nur die Art und Weise der Bestimmungen von Beförderungs- 
entgelten, nicht aber deren Höhe, regelt. 
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Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Lettland 
über den Luftverkehr 


LTgums 

starp Väcijas FederatTvo Republiku 
un Latvijas Republiku 
par gaisa satiksmi 

Inhaltsübersicht 


Präambel 

Artikel 1 Begriffsbestimmungen 
Artikel 2 Gewährung von Verkehrsrechten 
Artikel 3 Bezeichnung und Betriebsgenehmigung 
Artikel 4 Widerruf oder Einschränkung der Betriebs- 
genehmigung 

Artikel 5 Gleichbehandlung bei den Gebühren 
Artikel 6 Befreiung von Zöllen und sonstigen Abgaben 
Artikel 7 Überweisung von Einkünften 
Artikel 8 Grundsätze für den Betrieb des vereinbarten Linien- 
verkehrs 

Artikel 9 Übermittlung von Betriebsangaben und Statistiken 
ArtikeMO Tarife 

Artikel 1 1 Gewerbliche Tätigkeiten 
Artikel 12 Luftsicherheit 

Artikel 13 Einreise und Kontrolle der Reisedokumente 
Artikel 14 Meinungsaustausch 
Artikel 15 Konsultationen 
Artikel 16 Beilegung von Streitigkeiten 
Artikel 17 Mehrseitige Übereinkommen 
Artikel 18 Registrierung bei der Internationalen Zivilluftfahrt- 
Organisation 

Artikel 19 Inkrafttreten, Geltungsdauer 
Artikel 20 Kündigung 


Saturs 

Preambula 

1. pants. Jedzieni 

2. pants. TiesTbas veikt satiksmi 

3. pants. NozTmeäana un atlauja veikt pärvadäjumus 

4. pants. Pärvadäjumu atjaujas atsauk§ana vai 

ierobe*o§ana 

5. pants. VienlTdzTgu maksäjumu noteikSana 

6. pants. AtbrTvo§ana no muitas un citäm nodeväm 

7. pants. lenäkumu pärskaitT§ana 

8. pants. Satiksmes marSrutu saska^otas ekspluatäcijas 

principi 

9. pants. Informe Sana par aviokompänijas statistikas datiem 

10. pants. Tarif i 

1 1 . pants. KomercdarbTba 

12. pants. Aviäcijas droSTba 

13. pants. lebraukSana un celojuma dokumentu pärbaude 

14. pants. Apmaiga ar informäciju 

15. pants. Konsultäcijas 

16. pants. StrTdu izSjpräana 

17. pants. Daudzpusejas vienoSanäs 

18. pants. RedjistreSana ICAO 

19. pants. LTguma stääanäs spekä, derlguma termi^ä 

20. pants. LTguma anuleSana 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Republik Lettland - 

Vertragsparteien des Abkommens über die Internationale Zivil- 
luftfahrt, zur Unterzeichnung aufgelegt in Chicago am 7. Dezem- 
ber 1944, 

in dem Wunsch, ein Abkommen über die Einrichtung und den 
Betrieb des Fluglinienverkehrs zwischen ihren Hoheitsgebieten 
und darüber hinaus zu schließen - 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

Begriffsbestimmungen 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeuten, soweit sich aus 
dessen Wortlaut nichts anderes ergibt, 

a) „Zivilluftfahrt-Abkommen“ das am 7. Dezember 1944 in 
Chicago zur Unterzeichnung aufgelegte Abkommen über die 


Väcijas FederatTvä Republika 
un 

Latvijas Republika, 

Konvencijas par starptautisko civilo aviäciju, kas atkläta pa- 
rakstlsanai 1944. gada 7. decembrl Cikägä, dallbnieces, 

veloties noslegt ITgumu par gaisa satiksmes izveidoäanu un 
darblbu starp to valstu teritorijäm un ärpus tarn, 

ir vienojuääs par sekojoSo: 

1. pants 
Jedzieni 

1 . ST LTguma izpratne, ja vien no teksta neizriet kas cits, 

a) ar jedzienu „Konvencija“ jäsaprot Konvencija par starptautisko 
civilo aviäciju, kas atkläta parakstTSanai 1944. gada 7. de- 


6 



Deutscher Bundestag -12. Wahlperiode 


Drucksache 12/7189 


Internationale Zivilluftfahrt einschließlich aller nach dessen 
Artikel 90 angenommenen Anhänge und aller Änderungen der 
Anhänge oder des Zivilluftfahrt-Abkommens selbst nach des- 
sen Artikeln 90 und 94, soweit diese Anhänge und Änderun- 
gen für beide Vertragsparteien in Kraft getreten oder von ihnen 
ratifiziert worden sind; 

b) „Luftfahrtbehörde“ in bezug auf die Bundesrepublik Deutsch- 
land den Bundesminister für Verkehr, in bezug auf die Repu- 
blik Lettland den Verkehrsminister oder in beiden Fällen jede 
andere Person oder Stelle, die zur Wahrnehmung der diesen 
Behörden obliegenden Aufgaben ermächtigt ist; 

c) „bezeichnetes Unternehmen“ jedes Luftfahrtuntemehmen, 
das eine Vertragspartei der anderen Vertragspartei nach Arti- 
kel 3 schriftlich als ein Unternehmen bezeichnet hat, das auf 
den nach Artikel 2 Absatz 2 festgelegten Linien internationalen 
Fluglinienverkehr betreiben soll. 

(2) Die Begriffe „Hoheitsgebiet“, „Fluglinienverkehr“, „internatio- 
naler Fluglinienverkehr 4 * und „Landung zu nichtgewerblichen 
Zwecken“ haben für die Anwendung dieses Abkommens die in 
den Artikeln 2 und 96 des Zivilluftfahrt-Abkommens in der gegen- 
wärtigen oder künftigen Fassung festgelegte Bedeutung. 

(3) Der Begriff „Tarif bedeutet den Preis, der für die internatio- 
nale Beförderung (d. h. die Beförderung zwischen Punkten in den 
Hoheitsgebieten von zwei oder mehr Staaten) von Fluggästen, 
Gepäck oder Fracht (ausgenommen Post) zu berechnen ist, und 
schließt folgendes ein: 

a) jeden Durchgangstarif oder Betrag, der für eine internationale 
Beförderung zu berechnen ist, die als solche vermarktet und 
verkauft wird, einschließlich derjenigen Durchgangstarife, die 
unter Verwendung von anderen Tarifen oder von Anschluß- 
tarifen für eine Beförderung auf internationalen Streckenab- 
schnitten oder auf inländischen Streckenabschnitten, die Teil 
des internationalen Streckenabschnitts sind, gebildet wer- 
den; 

b) die Provision, die für den Verkauf von Flugscheinen für die 
Beförderung von Fluggästen und deren Gepäck oder für die 
entsprechenden Maßnahmen bei der Beförderung von Fracht 
zu zahlen ist; 

c) die Bedingungen, nach denen sich die Anwendbarkeit des 
Tarifs oder des Beförderungspreises oder die Provisionszah- 
lung richtet. 

Er umfaßt auch 

d) alle wesentlichen Leistungen, die in Verbindung mit der Beför- 
derung erbracht werden; 

e) jeden Tarif für die als Zusatz zu einer internationalen Beförde- 
rung verkaufte Beförderung auf einem inländischen Strek- 
kenabschnitt, der für rein inländische Flüge nicht verfügbar ist 
und der nicht allen Beförderern im internationalen Verkehr und 
deren Kunden zu gleichen Bedingungen zur Verfügung ge- 
stellt werden kann. 

Artikel 2 

Gewährung von Verkehrsrechten 

(1 ) Eine Vertragspartei gewährt der anderen Vertragspartei zum 
Betrieb des internationalen Fluglinienverkehrs durch die bezeich- 
neten Unternehmen auf den nach Absatz 2 festgelegten Linien 
das Recht, 

a) ihr Hoheitsgebiet ohne Landung zu überfliegen; 

b) in ihrem Hoheitsgebiet zu nichtgewerblichen Zwecken zu lan- 
den; 

c) in ihrem Hoheitsgebiet an den genannten Punkten auf den 
nach Absatz 2 festgelegten Linien zu landen, um Fluggäste, 
Gepäck, Fracht und Post gewerblich aufzunehmen und abzu- 
setzen. 

(2) Die Linien, auf denen die bezeichneten Unternehmen der 
Vertragsparteien internationalen Fluglinienverkehr betreiben 


cembrl Cikägä un ietver visus pielikumus, kas piepemti saska- 

f)ä ar STs Konvencijas 90. pantu, vai täs pielikumu grozTjumus, 
kas izdarlti saskagä ar S7s Konvencijas 90. vai 94. pantu un 
kurus atzinuäas abas LTgumsledzejas Puses; 


b) jedziens „aviäcijas institücija“ attieclbä uz Väcijas FederatTvo 
Republiku nozTme Federäcijas Satiksmes ministru, attieclbä 
uz Latvijas Republiku - Latvijas Republikas Satiksmes minis- 
tru, vai abos gacffjumos - jebkuru citu personu vai institüciju, 
kas ir pilnvarota veikt So institüciju funkcijas; 

c) ar jedzienu „nozlmetä aviokompänija“ jäsaprot ikviena avio- 
kompänija, par kuru viena LTgumsledzeja Puse saskagä ar 
3. pantu rakstiski pazigojusi otrai LTgumsledzejai Pusei kä par 
uzpemumu, kurä pilnvarots veikt starptautisko gaisa satiksmi 
2. panta 2. punktä paredzetajä kärtTbä noteiktajos marsrutos. 

2. Jedzieni „valsts teritorija“, „gaisa satiksme“, „starptautiskä 
gaisa satiksme“, un „nolaisanäs nekomerciälos nolükos“ sajä 
LTgumä ir lietojami Konvencijas par starptautisko civilo aviäciju 
2. und 96. pantu attieclgi spekä esosajä nozTme. 

3. Jedziens „tarifs“ nozTme cenu, kuru aprekina par starptautiska- 
jiem pasazieru, bagäzas, kravas (izgemot pastu) gaisa pärvadä- 
jumiem starp punktiert! divu vai vairäku valstu teritorija un ietver 
sekojoso: 

a) visus tranzTta tarifus vai summas, kuras ir aprefcinämas attie- 
cTgi apzlmetiem un pärdotiem starptautiskiem pärvadäju- 
miem, ieskaitot tranzTta tarifus, kas izveidoti vai pieskapoti 
citiem tarifiem, kurus izmanto starptautisko marsrutu da]ä vai 
marärutu iekszemes posmä, kas ir starptautiskä maräruta 
daja; 


b) komisijas naudu par aviobijesu pärdoäanu gaisa ku$u 
pasazieru un vigu bagäzas pärvadäjumiem vai par atbilsto- 
§iem ar kravas pärvadäjumiem saistTtiem pakalpojumiem; 

c) nosacljumus, saskapä ar kuriem tiek piemeroti tarifi, pärvadä- 
jumu cenas vai komisijas naudas maksäjumi. 

Tas aptver arT: 

d) citus bütiskos maksäjumus, kas tiek piemeroti sakarä ar 
pärvadäjumiem; 

e) ikvienu tarifu kä papildinäjumu starptautiskajiem pärvadäju- 
miem iekäzemes marsruta posmä, kas nav atseviski pie- 
ejams tikai iekäzemes pärvadäjumiem un ko nevar nodot visu 
starptautisko gaisa pärvadätäju un to klientu rlcTbä uz vienä- 
diem noteikumiem. 

2. pants 

TiesTbas veikt satiksmi 

1. Lai nozTmetäs aviokompänijas veiktu starptautisko gaisa 
satiksmi §T panta 2. punktä paredzetajä kärtTbä noteiktajos 
marärutos, viena LTgumsledzäja Puse pieä^ir otrai LTgumsledzejai 
Pusei tiesTbas: 

a) lidot päri savas valsts teritorijai bez nosesanäs; 

b) nolaisties savas valsts teritorijä nekomerciälos nolükos; 

c) nolaisties savas valsts teritorijä 2. punktä paredzetajä kärtTbä 
noteikto marärutu punktos, lai uzgemtu un izsädinätu pasa- 
iierus, uzpemtu un izkrautu pastu un kravu komerciälos 
nolükos. 

2. Maräruti, kuros LTgumsledzäju Puäu nozTmetäs aviokom- 
pänijas var veikt starptautiskus pärvadäjumus, tiek noteikti lidoju- 
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können, werden in einem Fluglinienplan durch Notenwechsel 
festgelegt. 

(3) Nach Absatz 1 wird den bezeichneten Unternehmen einer 
Vertragspartei nicht das Recht gewahrt, im Hoheitsgebiet der 
anderen Vertragspartei Fluggäste, Gepäck, Fracht und Post auf- 
zunehmen und gegen Entgelt an einen anderen Ort innerhalb des 
Hoheitsgebiets dieser anderen Vertragspartei zu befördern 
(Kabotage). 

Artikel 3 

Bezeichnung und Betriebsgenehmigung 

(1) Der internationale Fluglinienverkehr auf den nach Artikel 2 
Absatz 2 festgelegten Linien kann jederzeit aufgenommen wer- 
den, wenn 

a) die Vertragspartei, der die in Artikel 2 Absatz 1 genannten 

Rechte gewährt werden, ein oder mehrere Unternehmen 

schriftlich bezeichnet hat und 

b) die Vertragspartei, die diese Rechte gewährt, dem oder den 

bezeichneten Unternehmen die Genehmigung erteilt hat, den 

Fluglinienverkehr zu eröffnen. 

(2) Die Vertragspartei, die diese Rechte gewährt, erteilt vorbe- 
haltlich des Absatzes 3 dieses Artikels und des Artikels 9 unver- 
züglich die Genehmigung zum Betrieb des internationalen Flug- 
linienverkehrs. 

(3) Eine Vertragspartei kann von jedem bezeichneten Unter- 
nehmen der anderen Vertragspartei den Nachweis verlangen, 
daß es in der Lage ist, den Erfordernissen zu entsprechen, die 
nach den Gesetzen und sonstigen Vorschriften der erstgenannten 
Vertragspartei für den Betrieb des internationalen Luftverkehrs zu 
erfüllen sind. 

(4) Eine Vertragspartei kann nach Maßgabe der Absätze 1 bis 3 
ein von ihr bezeichnetes Unternehmen durch ein anderes Unter- 
nehmen ersetzen. Das neu bezeichnete Unternehmen genießt die 
gleichen Rechte und unterliegt den gleichen Verpflichtungen wie 
das Unternehmen, an dessen Stelle es getreten ist. 

Artikel 4 

Widerruf oder Einschränkung 
der Betriebsgenehmigung 

Eine Vertragspartei kann die nach Artikel 3 Absatz 2 erteilte 
Genehmigung widerrufen oder durch Auflagen einschränken, 
wenn ein bezeichnetes Unternehmen die Gesetze oder sonstigen 
Vorschriften der die Rechte gewährenden Vertragspartei oder die 
Bestimmungen dieses Abkommens nicht einhält oder die daraus 
sich ergebenden Verpflichtungen nicht erfüllt. Vor dem Widerruf 
oder der Einschränkung werden Konsultationen nach Artikel 1 5 
durchgeführt, es sei denn, daß zur Vermeidung weiterer Verstöße 
gegen Gesetze oder sonstige Vorschriften eine sofortige Einstel- 
lung des Betriebs oder sofortige Auflagen erforderlich sind. 

Artikel 5 

Gleichbehandlung bei den Gebühren 

Die Gebühren, die im Hoheitsgebiet einer Vertragspartei für die 
Benutzung der Flughäfen und anderer Luftfahrteinrichtungen 
durch die Luftfahrzeuge jedes bezeichneten Unternehmens der 
anderen Vertragspartei erhoben werden, dürfen nicht höher sein 
als die Gebühren, die für Luftfahrzeuge eines inländischen Unter- 
nehmens in ähnlichem internationalen Fluglinienverkehr erhoben 
werden. 

Artikel 6 

Befreiung von Zöllen 
und sonstigen Abgaben 

(1) Die von jedem bezeichneten Unternehmen der einen Ver- 
tragspartei verwendeten Luftfahrzeuge, die in das Hoheitsgebiet 
der anderen Vertragspartei einfliegen und aus ihm wieder ausflie- 


mu marSrutu pläna, ko saskago, LTgumsledzejäm Pusem apmai- 
noties ar notäm. 

3. Saskagä ar §T panta 1 . punktu nevienai no LTgumsledzejas 
Puses nozTmetajäm aviokompänijäm netiek pie§kirtas tiesTbas 
otras LTgumsledzejas Puses valsts teritorijä pret atITdzTbu uzgemt 
gaisa kugl pasazierus, bagäzu, kravu vai pastu nogädääanai uz 
citu punktu otras LTgumsledzejas Puses valsts teritorijä (kabo- 
tä2a). 

3. pants 

NozTmääana un atjauja veikt pärvadäjumus 

1. Starptautisko gaisa satiksmi 2. panta 2. punktä paredzetajä 
kärtTbä noteiktajos marärutos var uzsäkt jebkurä laikä, ja 

a) LTgumsledzeja Puse, kurai tiek pies^irtas 2. panta 1 . punktä 
paredzetäs tieslbas, rakstiski ir nozTmäjusi vienu vai vairäkas 
aviokompänijas un 

b) LTgumsledzeja Puse, kas §Ts tiesTbas pieskTrusi, ir devusi 
nozTmetajai vai nozTmetajäm aviokompänijäm atjauju veikt 
gaisa pärvadäjumus. 

2. LTgumsledzeja Puse, kas pies^ir §Ts tiesTbas, nekaväjoties 
dod atjauju starptautiskäs gaisa satiksmes uzsäksanai saskanä ar 
sT panta 3. punktä un 9. panta nosacTjumiem. 

3. Viena LTgumsledzeja Puse var pieprasTt, lai otras LTgum- 
sledzejas Puses jebkura nozTmetä aviokompänija pieräda, ka tä 
spej izpildTt prasTbas, kas regiamente starptautiskos gaisa pärva- 
däjumus saskagä ar pirmäs LTgumsledzejas Puses likumiem un 
noteikumiem. 

4. Viena LTgumsledzeja Puse saskagä ar §T panta 1., 2. un 
3. punktä nosacTjumiem var pazinot otrai LTgumsledzejai Pusei 
par vienas no täs nozTmetajäm aviokompänijäm aizstäsanu ar citu 
aviokompäniju. No jauna nozTmetä aviokompänija iegüst täs 
pasas tiesTbas un ir pakjauta täm pasäm saistTbäm kä aviokom- 
pänija, kuras vietä tä nozTmetä. 

4. pants 

Pärvadäjumu atjaujas 
atsauk&ana vai ierobezoäana 

Viena LTgumsledzeja Puse var atsaukt vai ar prasTbu ierobezot 
saskagä ar 3. panta 2. punktu doto atjauju, ja nozTmetä aviokom- 
pänija neieväro LTgumsledzejas Puses likumus vai noteikumus vai 
äi LTguma noteikumus, vai nepilda no tä izrietoääs saistTbas. 
Pirms atsaukäanas vai ierobezoäanas, saskagä ar 15. pantu, 
jäveic konsultäcijas, ja vien, lai noverstu täläku likumu vai citu 
noteikumu pärkäpäanu, nav nepiecieäama tülTteja darbTbas iz- 
beigäana vai tülTteja prasTbas iesniegsana. 


5. pants 

VienITdzTgu maksäjumu noteikäana 

Maksäjumi, kurus pieprasa vienas LTgumsledzejas Puses valsts 
teritorijä par katru otras LTgumsledzejas Puses nozTmetäs avio- 
kompänijas gaisa kutji, kas izmanto lidostas un citas aviäcijas 
iekärtas, nedrTkst büt augstäki par maksäjumiem, kurus pieprasa 
par savas aviokompänijas gaisa kugi ITdzTgä starptautiskä gaisa 
satiksme. 

6. pants 

AtbrTvo&ana no multas 
un citöm nodeväm 

1. Vienas LTgumslÖdzejas Puses katras nozTmetäs aviokom- 
pänijas izmantotie gaisa kugi, kas ielido otras LTgumsledzejas 
Puses valsts teritorijä un no täs atkal izlido vai lido tai päri, kä 
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gen oder es durchfliegen, einschließlich der an Bord befindlichen 
Treibstoffe, Schmieröle, Ersatzteile, üblichen Ausrüstungsgegen- 
stände und Bordvorräte, bleiben frei von Zöllen und sonstigen bei 
der Einfuhr, Ausfuhr oder Durchfuhr von Waren erhobenen Ab- 
gaben. Das gilt auch für an Bord der Luftfahrzeuge befindliche 
Waren, die auf dem Flug über dem Hoheitsgebiet der anderen 
Vertragspartei verbraucht werden. 

(2) Treibstoffe, Schmieröle, Ersatzteile, übliche Ausrüstungsge- 
genstände und Bordvorräte, die in das Hoheitsgebiet der einen 
Vertragspartei vorübergehend eingeführt werden, um dort unmit- 
telbar oder nach Lagerung in die Luftfahrzeuge eines bezeichne- 
ten Unternehmens der anderen Vertragspartei eingebaut oder 
sonst an Bord genommen zu werden oder aus dem Hoheitsgebiet 
der erstgenannten Vertragspartei auf andere Weise wieder aus- 
geführt zu werden, bleiben frei von den in Absatz 1 genannten 
Zöllen und sonstigen Abgaben. Werbematerial und Beförderungs- 
dokumente jedes bezeichneten Unternehmens der einen Ver- 
tragspartei bleiben bei der Einfuhr in das Hoheitsgebiet der ande- 
ren Vertragspartei ebenfalls von den in Absatz 1 genannten Zöllen 
und sonstigen Abgaben frei. 

(3) Treibstoffe und Schmieröle, die im Hoheitsgebiet der einen 
Vertragspartei an Bord der Luftfahrzeuge jedes bezeichneten 
Unternehmens der anderen Vertragspartei genommen und im 
internationalen Fluglinienverkehr verwendet werden, bleiben frei 
von den in Absatz 1 genannten Zöllen und sonstigen Abgaben 
und von etwaigen besonderen Verbrauchsabgaben. 

(4) Eine Vertragspartei kann die in den Absätzen 1 bis 3 ge- 
nannten Waren unter Zollüberwachung halten. 

(5) Soweit für die in den Absätzen 1 bis 3 genannten Waren 
Zölle und sonstige Abgaben nicht erhoben werden, unterliegen 
diese Waren nicht den sonst für sie geltenden wirtschaftlichen 
Ein-, Aus- und Durchfuhrverboten und -beschränkungen. 

(6) Jede Vertragspartei gewährt für Gegenstände und Dienst- 
leistungen, die jedem bezeichneten Unternehmen der anderen 
Vertragspartei geliefert bzw. erbracht und für Zwecke seines 
Geschäftsbetriebs verwendet werden, auf der Grundlage der Ge- 
genseitigkeit eine Entlastung von der Umsatzsteuer oder von 
ähnlichen indirekten Steuern. Die Steuerentlastung kann durch 
eine Befreiung oder Erstattung erfolgen. 

Artikel 7 

Überweisung von Einkünften 

Jede Vertragspartei gewährt jedem bezeichneten Unternehmen 
der anderen Vertragspartei das Recht, die durch den Verkauf von 
Beförderungsdiensten im Luftverkehr im Hoheitsgebiet der ande- 
ren Vertragspartei erzielten Einkünfte jederzeit, auf jede Weise, 
frei und ohne Beschränkung in jeder frei konvertierbaren Währung 
zum amtlichen Wechselkurs an seine Hauptniederlassung zu 
überweisen. 

Artikel 8 

Grundsätze für den Betrieb 
des vereinbarten Linienverkehrs 

(1 ) Jedem bezeichneten Unternehmen jeder Vertragspartei wird 
in billiger und gleicher Weise Gelegenheit gegeben, den Flug- 
linienverkehr auf den nach Artikel 2 Absatz 2 festgelegten Linien 
zu betreiben. 

(2) Beim Betrieb des internationalen Fluglinienverkehrs auf den 
nach Artikel 2 Absatz 2 festgelegten Linien nimmt jedes bezeich- 
nete Unternehmen einer Vertragspartei auf die Interessen jedes 
bezeichneten Unternehmens der anderen Vertragspartei Rück- 
sicht, damit der von diesen Unternehmen auf den gleichen Linien 
oder Teilen derselben betriebene Fluglinienverkehr nicht unge- 
bührlich beeinträchtigt wird. 

(3) Der internationale Fluglinienverkehr auf den nach Artikel 2 
Absatz 2 festgelegten Linien dient vor allem dazu, ein Beförde- 
rungsangebot bereitzustellen, das der voraussehbaren Verkehrs- 


art gaisa kugjT esosä degviela, smervielas, rezerves dajas, 
aprTkojums un gaisa ku$a kräjumi tiek atbrTvoti no muitas un citäm 
par preöu ieveäanu, izvesanu vai tranzltu piedzenamäm node- 
väm. Tas attiecas arT uz gaisa ku$T esoäajäm precem, kas tiek 
pateretas lidojuma laikä pari otras LTgumsledzejas Puses valsts 
teritorijai. 

2. Degviela, smervielas, rezerves dajas, citi parastie aprlko- 
juma priekämeti un gaisa ku$a kräjumi, kas uz laiku tiek ievesti 
vienas LTgumsledzejas Puses valsts teritorijä, lai tur tülTt vai pec 
uzglabäsanas tiktu uzstädlti vai uzgemti otras LTgumsledzejas 
Puses kädas nozTmetäs aviokompänijas gaisa ku$T, vai arT citädä 
veidä atkal izvesti no minetäs LTgumsledzejas Puses valsts terito- 
rijas, tiek atbrTvoti no sT panta 1 . punktä minetäs muitas un citäm 
nodeväm. No §T panta 1. punktä minetäs muitas un citäm node- 
väm tiek atbrTvoti arT vienas LTgumsledzejas Puses katras no- 
zTmetäs aviokompänijas reklämas materiäli un pärvadäjumu do- 
kumenti, kurus ieved otras LTgumsledzejas Puses valsts terito- 
rijä. 

3. Degviela un smervielas, kas tiek uzgemtas vienas LTgum- 
sledzejas Puses valsts teritorijä otras LTgumsledzejas Puses katras 
nozTmetäs aviokompänijas gaisa ku$T un tiek izmantotas starptau- 
tiskajos pärvadäjumos, ir atbrtvotas no sT panta 1 . punktä minetäs 
muitas un citäm nodeväm, un no iespejamäm Tpaääm pateriga 
nodeväm. 

4. Viena LTgumsledzeja Puse var §T panta 1., 2. un 3. punktä 
minetäs preces nodot otras LTgumsledzejas Puses muitas uz- 
raudzTbä. 

5. Ja §T panta 1., 2. un 3. punktä minetajäm precem netiek 
piedzTtas muitas un citas nodevas, tad Sie priekSmeti un preces 
nav pakjauti parasti uz tiem attiecinämiem ievesanas, izveäanas 
un tranzTta aizliegumiem un ierobezojumiem. 

6. Katra LTgumsledzeja Puse savstarpeji atbnvo no apgro- 
zTjuma nodokja vai ITdzTgiem netieäiem nodokjiem priekSmetus un 
pakalpojumus, kas tiek piegädäti vai sniegti otras LTgumsledzejas 
Puses katrai nozTmetajai aviokompänijai un kas tiek izmantoti §Ts 
aviokompänijas darbTbas märfciem. Nodokju atvieglojumi var büt 
sekojosäs formäs: vai nu atbrTvojot no nodokjiem vai nu kompen- 
sejot nomaksätos nodokjus. 

7. pants 

lenäkumu pärskaitTäana 

Katra LTgumsledzeja Puse pieäfcir otras LTgumsledzejas Puses 
nozTmetajai aviokompänijai tiesTbas jebkurä laikä un veidä brtvi 
un bez ierobezojumiem jebkurä brTvi konvertejamä valütä saska- 
gä ar oficiäio maigas kursu nosütTt uz täs pastävTgo uztureSanäs 
vietu ienäkumus, kas güti, pärdodot gaisa pärvadäjumu pakal- 
pojumus otras LTgumsledzejas Puses teritorijä. 


8. pants 

Satiksmes mar&rutu 
saskanotas ekspluatäcijas principi 

1 . Katrai LTgumsledzejas Puses nozTmetajai aviokompänijai tiek 
dota iespeja izdevlgi un uz vienfTdzTgiem noteikumiem veikt gaisa 
satiksmi 2. panta 2. punktä paredzetajä kärtTbä noteiktajos 
marärutos. 

2. Veicot starptautisko gaisa satiksmi 2. panta 2. punktä pare- 
dzetajä kärtTbä noteiktajos marärutos, vienas LTgumsledzejas Pu- 
ses katra nozTmetä aviokompänija ievero otras LTgumsledzejas 
Puses katras nozTmetäs aviokompänijas intereses, lai §o avio- 
kompäniju nodroSinätä gaisa satiksme pa vieniem un tiem paäiem 
marärutiem vai to dajäm netiktu trauceta. 

3. Starptautisko gaisa satiksmi 2. panta 2. punktä paredzetajä 
kärtTbä noteiktajos marärutos veic, lai veidotu piedäväjumu, kas 
atbilstu paredzamajam pieprasTjumam pec pärvadäjumiem uz 
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nachfrage nach und von dem Hoheitsgebiet der Vertragspartei 
entspricht, welche die Unternehmen bezeichnet hat. Das Recht 
dieser Unternehmen, Beförderungen zwischen den im Hoheitsge- 
biet der anderen Vertragspartei gelegenen Punkten einer nach 
Artikel 2 Absatz 2 festgelegten Linie und Punkten in dritten Staa- 
ten auszuführen, wird im Interesse einer geordneten Entwicklung 
des internationalen Luftverkehrs so ausgeübt, daß das Beförde- 
rungsangebot angepaßt ist 

a) an die Verkehrsnachfrage nach und von dem Hoheitsgebiet 
der Vertragspartei, welche die Unternehmen bezeichnet hat, 

b) an die in den durchflogenen Gebieten bestehende Verkehrs- 
nachfrage unter Berücksichtigung des örtlichen und regiona- 
len Fluglinienverkehrs, 

c) an die Erfordernisse eines wirtschaftlichen Betriebs der Flug- 
linien des Durchgangsverkehrs. 

(4) Um eine billige und gleiche Behandlung jedes bezeichneten 
Unternehmens zu gewährleisten, bedürfen die Frequenz der 
Flugdienste, die vorgesehenen Luftfahrzeugmuster hinsichtlich 
ihrer Kapazität sowie die Flugpläne der Genehmigung durch die 
Luftfahrtbehörden der Vertragsparteien. 

(5) Erforderlichenfalls sollen sich die Luftfahrbehörden der Ver- 
tragsparteien bemühen, eine zufriedenstellende Regelung des 
Beförderungsangebots und der Frequenzen zu erreichen. 

Artikel 9 
Übermittlung 

von Betriebsangaben und Statistiken 

(1) Jedes bezeichnete Unternehmen teilt den Luftfahrtbehörden 
der Vertragsparteien spätestens einen Monat vor Aufnahme des 
Fluglinienverkehrs auf den nach Artikel 2 Absatz 2 festgelegten 
Linien die Art der Dienste, die vorgesehenen Luftfahrzeugmuster 
und die Flugpläne mit. Dies gilt auch für spätere Änderungen. 

(2) Die Luftfahrtbehörde der einen Vertragspartei stellt der 
Luftfahrtbehörde der anderen Vertragspartei auf Ersuchen alle 
regelmäßigen oder sonstigen statistischen Unterlagen der be- 
zeichneten Unternehmen zur Verfügung, die vernünftigerweise 
angefordert werden können, um das von jedem bezeichneten 
Unternehmen der erstgenannten Vertragspartei auf den nach 
Artikel 2 Absatz 2 festgelegten Linien bereitgestellte Beförde- 
rungsangebot zu überprüfen. Diese Unterlagen müssen alle An- 
gaben enthalten, die zur Feststellung des Umfangs sowie der 
Herkunft und Bestimmung des Verkehrs erforderlich sind. 

Artikel 10 
Tarife 

(1) Die Tarife, die von einem bezeichneten Unternehmen auf 
den nach Artikel 2 Absatz 2 festgelegten Linien für Fluggäste 
angewendet werden, bedürfen der Genehmigung durch die Luft- 
fahrtbehörde der Vertragspartei, in deren Hoheitsgebiet der Ab- 
gangspunkt der Flugreise (gemäß Angabe in den Beförderungs- 
dokumenten) liegt. 

(2) Die bezeichneten Unternehmen berücksichtigen in ihren 
Tarifen die Betriebskosten, einen angemessenen Gewinn, die 
bestehenden Wettbewerbs- und Marktbedingungen sowie die 
Interessen der Nutzer. Die zuständige Luftfahrtbehörde darf die 
Erteilung der Genehmigung nur dann ablehnen, wenn ein Tarif 
diesen Kriterien nicht entspricht. 

(3) Die bezeichneten Unternehmen legen den Luftfahrtbehör- 
den die Tarife spätestens einen Monat vor dem vorgesehenen 
ersten Anwendungstag zur Genehmigung vor. 

(4) Ist die Luftfahrtbehörde einer Vertragspartei mit einem ihr 
zur Genehmigung vorgelegten Tarif nicht einverstanden, so unter- 
richtet sie das betroffene Unternehmen innerhalb von einund- 
zwanzig Tagen nach dem Tag der Vorlage des Tarifs. Der Tarif 
darf in diesem Fall nicht angewendet werden. Anzuwenden ist 
weiterhin der bisherige Tarif, der durch den neuen Tarif ersetzt 
werden sollte. 


aviokompaniju nozimejuääs LTgumsiedzejas Puses valsts teritori- 
ju un no täs. 

So aviokompaniju tiesTbas veikt pärvadäjumus starp otras 
LTgumsiedzejas Puses valsts teritorijä esoäajiem punktiem 2. 
panta 2. punktä paredzetajä kärtTbä noteiktajos marärutos un 
starp punktiem treäajäs valstTs starptautiskäs gaisa satiksmes 
attTstTbas intereses tiek realizetas tä, ka pärvadäjuma piedävä- 
jums ir saskagots 

a) ar pieprasljumu pec pärvadäjumiem täs LTgumsiedzejas Pu- 
ses valsts teritorijä, kas nozTmejusi aviokompäniju; 

b) ar pieprasTjumu pec pärvadäjumiem apgabalos, pär kuriem 
tiks veikti lidojumi, pemot verä vietejo un regionälo gaisa 
satiksmi; 

c) ar prasTbäm pec tranzTta gaisa ITniju ekonomiskas eksplua- 
täcijas. 

4. Lai katrai nozTmetajai aviokompänijai garantetu gaisa pärva- 
däjumus uz izdevTgiem un vienITdzTgiem noteikumiem, ir nepiecie- 
Sama LTgumsledzeju Puäu aviäcijas institüciju piekriäana lidojumu 
biezumam, paredzeto gaisa kugu tipu ietilpTbai un lidojumu sa- 
rakstiem. 

5. NepiecieäamTbas gadTjumä LTgumsledzeju Puäu aviäcijas, 
institücijäm jäcenäas panäkt apmierinoSu pärvadäjumu apjoma un 
biezuma noreguläjumu. 

9. pants 

informääana par 

aviokompänijas statistikas datiem 

1 . NozTmetäs aviokompänijas ne veläk kä vienu menesi pirms i 
gaisa satiksmes uzsäkäanas 2. panta 2. punktä paredzetajä kär- 
tTbä noteiktajos marärutos pazipo LTgumsledzeju Puäu aviäcijas 
institücijas pakalpojumu veidu, paredzeto gaisa kugu tipu un lido- 
jumu sarakstus. Tas attiecas arT uz veläkäm izmaigäm. 

2. Vienas LTgumsiedzejas Puses aviäcijas institücija nodod pec 
pieprasTjuma otras LTgumsiedzejas Puses aviäcijas institücijas 
rTcTbä visus periodiskos un citus nozTmeto aviokompäniju statisti- 
kas datus, kurus saprätTgä apjomä var pieprasTt, lai pärbaudTtu 
minetäs LTgumsiedzejas Puses katras nozTmetäs aviokompänijas 
veidoto pärvadäjuma piedäväjumu 2. panta 2. punktä paredzetajä 
kärtTbä noteiktajos marärutos. Sai informäcijai jäsatur visi dati, kas 
nepiecieäami, lai noteiktu veikto pärvadäjumu säkuma punktu, to 
apjomu un to galapunktu. 

10. pants 
Tarif! 

1. Tarifus, kurus nozTmetäs aviokompänijas paredz iekaset no 
pasazieriem äT LTguma 2. panta 2. punktä paredzetajä kärtTbä 
noteiktajos marärutos, jäapstiprina täs LTgumsiedzejas Puses 
aviäcijas institücijai, kuras teritorijä (saskagä ar pärvadäjumu do- 
kumentiem) atrodas lidojuma säkuma punkts. 

2. Nosakot tarifus, nozTmetäs aviokompänijas pem verä eks- 
pluatäcijas izmaksas, piegemamu pejpas apjomu, valdosos kon- 
kurences un tirgus apstäkjus, kä arT satiksmes lietotäju intereses. 
Kompetentä aviäcijas institücija var atteikties apstiprinät tarifu tikai 
tad, ja netiek pemti verä sie kriteriji. 

3. NozTmetäs aviokompänijas pienäkums ir iesniegt tarifus aviä- 
cijas institücijä apstiprinääanai vismaz vienu menesi pirms to 
paredzetä ievieäanas datuma. 

4. Ja LTgumsiedzejas Puses aviäcijas institücija noraida ie- 
sniegto tarifu, tä informä attiecTgo aviokompäniju 21 dienas laikä 
pec tarifa iesniegäanas. Tädä gadTjumä tarifu nedrTkst piemerot. 
Paliek spekä iepriekäejais tarifs, kura vietä vajadzeja stäties 
spekä jaunam tarifam. 
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Artikel 11 

Gewerbliche Tätigkeiten 

(1) Jede Vertragspartei gewährt jedem bezeichneten Unterneh- 
men der anderen Vertragspartei auf der Grundlage der Gegensei- 
tigkeit das Recht, in ihrem Hoheitsgebiet Niederlassungen sowie 
Verwaltungs-, kaufmännisches und technisches Personal zu un- 
terhalten, soweit sie von dem bezeichneten Unternehmen benö- 
tigt werden. 

(2) Bei der Einrichtung der Niederlassungen und der Beschäfti- 
gung des Personals nach Absatz 1 sind die Gesetze und sonsti- 
gen Vorschriften der betreffenden Vertragspartei, wie die Gesetze 
und sonstigen Vorschriften über die Einreise von Ausländem und 
ihren Aufenthalt im Hoheitsgebiet der betreffenden Vertragspartei, 
einzuhalten. Das in den Niederlassungen nach Absatz 1 beschäf- 
tigte Personal benötigt jedoch keine Arbeitserlaubnis. 

(3) Jede Vertragspartei gewährt jedem bezeichneten Unterneh- 
men der anderen Vertragspartei auf der Grundlage der Gegensei- 
tigkeit das Recht der Selbstabfertigung von Fluggästen, Gepäck, 
Fracht und Post für die bezeichneten Unternehmen oder andere 
Luftfahrtuntemehmen der anderen Vertragspartei. Dieses Recht 
schließt den den Flughäfen vorbehaltenen Bereich der luftseitigen 
Bodenverkehrsdienste (Verkehrsabfertigung der Luftfahrzeuge) 
nicht ein. 

(4) Jede Vertragspartei gewährt jedem bezeichneten Unterneh- 
men der anderen Vertragspartei das Recht, seine Beförderungs- 
leistungen auf eigenen Beförderungsdokumenten unmittelbar in 
eigenen Verkaufsräumen sowie durch seine Agenten im Hoheits- 
gebiet der anderen Vertragspartei an jeden Kunden in jeder Wäh- 
rung zu verkaufen. 

Artikel 12 
Luftsicherheit 

(1) In Übereinstimmung mit ihren völkerrechtlichen Rechten und 
Pflichten bekräftigen die Vertragsparteien ihre gegenseitige Ver- 
pflichtung, die Sicherheit der Zivilluftfahrt vor widerrechtlichen 
Eingriffen zu schützen. Ohne den allgemeinen Charakter ihrer 
völkerrechtlichen Rechte und Pflichten einzuschränken, handeln 
die Vertragsparteien insbesondere im Einklang mit dem am 
14. September 1963 in Tokyo Unterzeichneten Abkommen über 
strafbare und bestimmte andere an Bord von Luftfahrzeugen 
begangene Handlungen, dem am 16. Dezember 1970 in Den 
Haag Unterzeichneten Übereinkommen zur Bekämpfung der 
widerrechtlichen Inbesitznahme von Luftfahrzeugen, dem am 
23. September 1971 in Montreal Unterzeichneten Übereinkom- 
men zur Bekämpfung widerrechtlicher Handlungen gegen die 
Sicherheit der Zivilluftfahrt, und dem am 24. Februar 1988 in 
Montreal Unterzeichneten Protokoll zur Bekämpfung widerrecht- 
licher gewalttätiger Handlungen auf Flughäfen, die der internatio- 
nalen Zivilluftfahrt dienen, in Ergänzung des am 23. September 
1971 in Montreal beschlossenen Übereinkommens zur Bekämp- 
fung widerrechtlicher Handlungen gegen die Sicherheit der Zivil- 
luftfahrt. 

(2) Die Vertragsparteien gewähren einander auf Ersuchen jede 
erforderliche Unterstützung, um die widerrechtliche Inbesitz- 
nahme ziviler Luftfahrzeuge und andere widerrechtliche Handlun- 
gen gegen die Sicherheit solcher Luftfahrzeuge, ihrer Fluggäste 
und Besatzung, von Flughäfen und Flugnavigationseinrichtungen 
sowie jede sonstige Bedrohung der Sicherheit der Zivilluftfahrt zu 
verhindern. 


11. pants 
Komercdarbiba 

1 . Viena LTgumsledzeja Puse otras LTgumsledzejas Puses kat- 
rai nozTmetajai aviokompänijai uz savstarpejiem noteikumiem 
dod tiesTbas savas valsts teritorijä uzturet nepieciesamäs agen- 
türas, kä arl pärvaldes, komerciälo un tehnisko personälu. 


2. lekärtojot filiäles un nodarbinot personälu saskapä ar ST panta 
1 . punktu, jäievero attieclgäs LTgumsledzejas Puses likumi un citi 
noteikumi, kä, piemeram, par ärzemnieku iebraukSanu un uztu- 
reSanos attieclgäs LTgumsledzejas Puses valsts teritorijä. Perso- 
nälam, kas nodarbinäts saska^ä ar ST panta 1 . punktu izveidotajäs 
filiäles, tomer nav vajadzTga darba atjauja. 

3. Katra LTgumsledzeja Puse uz savstarpejiem pamatiem 
pieSfcir tiesTbas otras LTgumsledzejas Puses katrai nozTmetajai 
aviokompänijai apkalpot paSai savu vai otras LTgumsledzejas 
Puses citu aviokompäniju gaisa kugu pasazierus, bagäfu, kravu 
un pastu. Sls tiesTbas neietver gaisa kugu apkalpoSanu uz zemes 
(sagatavosana lidojumam), kas ir lidostu ekspluatantu privilegija. 


4. Katra LTgumsledzeja Puse dod tiesTbas otras LTgumsle- 
dzejas Puses jebkurai nozTmetajai aviokompänijai pärdot savus 
pärvadäjumu pakalpojumus, lietojot savus pärvadäjumu doku- 
mentus, tieSi saväs agentüräs un ar agentu starpniecTbu otras 
LTgumsledzejas Puses valsts teritorijä jebkuram klientam par jeb- 
kuru vaiütu. 

12. pants 
Aviäcijas droSTba 

1 . Saskagä ar starptautisko tiesTbu normäm un no täm izrietosa- 
jiem pienäkumiem LTgumsledzejas Puses apliecina, ka ST LTguma 
bütiska sastävdaja ir to savstarpejais pienäkums garantet civiläs 
aviäcijas droSTbu, noversot nelikumTgas iejaukäanäs aktus. Neie- 
robezojot starptautisko tiesTbu un no täm izrietoäo pienäkumu 
vispärejo raksturu, LTgumsledzejas Puses darbojas galvenokärt 
saskagä ar Konvenciju par noziegumiem un daäiem citiem neli- 
kumTgiem aktiem, kas izdarTti gaisa kugos, kura parakstlta 1963. 
gada 14. septembrT Tokijä, Konvenciju par nelikumTgas gaisa 
kugu sagräbSanas noverSanu, kura parakstTta 1970. gada 16. 
decembrT Hägä un Konvenciju par cTgu pret nelikumlgiem aktiem, 
kas apdraud civiläs aviäcijas droSTbu, kura parakstTta 1971. gada 
23. septembrT Monreälä un täs Protokolu par cTnu pret vardar- 
bTgiem nelikumTgiem aktiem lidostäs, kas apkalpo starptautisko 
civilo aviäciju, kurS parakstTts 1 988. gada 24. februärl Monreälä. 


2. LTgumsledzöjas Puses pec pieprasTjuma viena otrai sniedz 
nepiecieSamo palTdzTbu, lai noverstu nelikumTgu civilo gaisa kugu 
sagräbSanu un citus pret gaisa kugiem, to pasaäieriem un apkalpi, 
lidostäm un aeronavigäcijas iekärtäm verstus nelikumTgus aktus 
vai citädus draudus civiläs aviäcijas droSTbai. 


(3) Wird ein ziviles Luftfahrzeug widerrechtlich in Besitz genom- 3. Ja notiek nelikumTgs civiläs aviäcijas gaisa kuga sagräbSa- 
men oder werden sonstige widerrechtliche Eingriffe gegen die nas incidents vai rodas tä draudi,vai tiek veiktas citas nelikumTgas 
Sicherheit eines solchen Luftfahrzeugs, seiner Fluggäste und darbTbas pret gaisa kuga, tä pasaäieru un kravas, lidostu un 
Besatzung sowie gegen die Sicherheit von Flughäfen oder Flug- aeronavigäcijas iekärtu droSTbu, LTgumsledzejas Puses, savstar- 
navigationseinrichtungen begangen oder angedroht, so unterstüt- peji konsultejoties, palTdz viena otrai, atvieglojot sakarus un veicot 
zen die Vertragsparteien einander in gegenseitigen Konsultatio- citus atbilstoSus pasäkumus, lai ätri un, pec iespejas mazäk 
nen durch Erleichterung des Femmeldeverkehrs und sonstige riskejot ar cilveku dzTvTbäm, izbeigtu So incidentu vai tä drau- 
geeignete Maßnahmen, um solche Vorfälle oder solche Bedro- dus. 
hungen so rasch zu beenden, wie dies bei möglichst geringer 
Gefährdung von Leben durchführbar ist. 
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(4) Jede Vertragspartei trifft alle ihr durchführbar erscheinenden 
Maßnahmen, um sicherzustellen, daß ein Luftfahrzeug, das wi- 
derrechtlich in Besitz genommen wurde oder hinsichtlich dessen 
andere widerrechtliche Eingriffe vorgenommen wurden und das 
sich in ihrem Hoheitsgebiet am Boden befindet, dort festgehalten 
wird, sofern nicht sein Abflug aufgrund der vordringlichen Ver- 
pflichtung zum Schutz des Lebens der Besatzung und der Flug- 
gäste erforderlich wird. Diese Maßnahmen sollten, soweit durch- 
führbar, auf der Grundlage gegenseitiger Konsultationen getroffen 
werden. 

(5) Die Vertragsparteien handeln in ihren gegenseitigen Bezie- 
hungen im Einklang mit den Luftsicherheitsvorschriften, die von 
der Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation festgelegt und zu 
Anhängen des Zivilluftfahrt-Abkommens bestimmt werden, soweit 
diese Sicherheitsvorschriften auf die Vertragsparteien anwendbar 
sind; sie verlangen, daß die Halter von in ihr Register eingetrage- 
nen Luftfahrzeugen und die Luftfahrzeughaiter, die ihren Hauptge- 
schäftssitz oder ihren ständigen Aufenthalt in ihrem Hoheitsgebiet 
haben, sowie die Betreiber von Flughäfen in ihrem Hoheitsgebiet 
im Einklang mit diesen Luftsicherheitsvorschriften handeln. 

(6) Jede Vertragspartei erklärt sich damit einverstanden, daß 
von diesen Luftfahrzeughaltem verlangt werden kann, die in Ab- 
satz 5 genannten Sicherheitsvorschriften einzuhalten, die von der 
anderen Vertragspartei für den Einflug in ihr Hoheitsgebiet, den 
Ausflug aus ihrem Hoheitsgebiet oder den Aufenthalt in ihrem 
Hoheitsgebiet festgelegt wurden. Jede Vertragspartei gewährlei- 
stet, daß in ihrem Hoheitsgebiet Maßnahmen zum Schutz von 
Luftfahrzeugen und zur Durchleuchtung von Fluggästen, Besat- 
zung und Handgepäck sowie zur Durchführung angemessener 
Sicherheitskontrollen bei Gepäck, Fracht und Bordvorräten vor 
und bei dem Einsteigen oder Beladen wirksam angewendet wer- 
den. Jede Vertragspartei wird jedes Ersuchen der anderen Ver- 
tragspartei um vernünftige besondere Sicherheitsmaßnahmen zur 
Abwendung einer bestimmten Bedrohung wohlwollend prüfen. 

(7) Weicht eine Vertragspartei von den Luftsicherheitsvorschrif- 
ten dieses Artikels ab, so kann die Luftfahrtbehörde der anderen 
Vertragspartei um sofortige Konsultationen mit der Luftfahrtbe- 
hörde der erstgenannten Vertragspartei ersuchen. Kommt inner- 
halb eines Monats nach dem Datum dieses Ersuchens eine zufrie- 
denstellende Einigung nicht zustande, so ist dies ein Grund, die 
Betriebsgenehmigung eines oder mehrerer Luftfahrtuntemehmen 
der erstgenannten Vertragspartei vorzuenthalten, zu widerrufen, 
einzuschränken oder mit Auflagen zu versehen. Wenn eine ernste 
Notlage dies erfordert, kann eine Vertragspartei vor Ablauf dieses 
Monats vorläufige Maßnahmen treffen. 

Artikel 13 

Einreise und Kontrolle der Reisedokumente 

(1) Auf Ersuchen einer Vertragspartei gestattet die andere 
Vertragspartei den Unternehmen, die in beiden Staaten Luftver- 
kehrsrechte ausüben, die Durchführung von Maßnahmen, die 
gewährleisten sollen, daß nur Fluggäste mit den für die Einreise in 
oder die Durchreise durch den ersuchenden Staat erforderlichen 
Reisedokumenten befördert werden. 

(2) Jede Vertragspartei nimmt eine Person, die an ihrem Zielort 
zurückgewiesen wurde, nachdem dort festgestellt worden war, 
daß sie nicht einreiseberechtigt war, zum Zweck der Überprüfung 
auf, wenn sich diese Person vor ihrer Abreise nicht nur im unmit- 
telbaren Transit im Hoheitsgebiet dieser Vertragspartei aufgehal- 
ten hat. Die Vertragsparteien weisen eine solche Person nicht in 
das Land zurück, in dem zuvor festgestellt worden ist, daß sie 
nicht einreiseberechtigt ist. 

(3) Diese Bestimmung hindert die Behörden nicht daran, eine 
zurückgewiesene, nicht einreiseberechtigte Person einer weiteren 
Überprüfung zu unterziehen, um festzustellen, ob sie schließlich 
in dem Staat aufgenommen werden kann, oder um Vorkehrungen 
für ihre Weiterbeförderung, Entfernung oder Abschiebung in einen 
Staat, dessen Staatsangehörigkeit sie besitzt oder in dem sie aus 
anderen Gründen Aufnahme finden kann, zu treffen. Hat eine 
Person, von der festgestellt worden ist, daß sie nicht einreise- 


4. Katrai LTgumsledzäjai Pusei jäveic pasäkumi, kurustä uzska- 
ta par lespejamiem, lai nodroSinätu nelikumTgi sagräbta vai citiem 
nelikumTgiem aktiem pakjauta gaisa kuga aiztureSanu uz zemes 
pirms tä izlidoSanas, ja vien tä izlidoSana nav nepiecieSama, lai 
gläbtu apkalpes un pasazieru dzTvTbas. Sie pasäkumi, ciktäl tas 
iespejams, jäsaskago abäm LTgumsledzejäm Pusem. 


5. LTgumsledzejas Puses savstarpejäs attieclbäs rTkojas saska- 
pä ar aviäcijas droSTbas noteikumiem, kurus kä Konvencijas pieli- 
kumus noteikusi Starptautiskä civiläs aviäcijas organizäcija, ciktäl 
Sie droSTbas nosacTjumi ir piemerojami LTgumsledzejäm Pusäm; 
täs pieprasa, lai visu registreto gaisa kugu ekspluatanti vai gaisa 
kugu ekspluatanti, kuru galvenä darljumu vieta vai pastävlgä 
uztureSanäs vieta ir to teritorijä, kä an lidostu ekspluatanti to 
teritorijä darbojas saskanä ar aviäcijas droSTbas noteikumiem. 


6. Katra LTgumsledzeja Puse piekrlt, ka minetajiem gaisa kugu 
ekspluatantiem var pieprasTt ieverot ST panta 5. punktä paredzetos 
aviäcijas droSTbas noteikumus, kurus pieprasa viena LTgum- 
sledzeja Puse, otras LTgumsledzejas Puses gaisa kugiem ierodo- 
ties un uzturoties täs teritorijä vai atstäjot täs teritoriju. Katra 
LTgumsledzeja Puse nodroäina, lai täs teritorijä tiktu veikti efektTvi 
pasäkumi gaisa kugu aizsargäsanai un pasazieru, apkalpes, ro- 
kas bagäzas, bagäzas, kravu un gaisa kuga kräjumu pärbau- 
dTSanai pirms iekäpSanas vai iekrauSanas gaisa kugT vai täs laikä. 
Katra LTgumsledzeja Puse ar sapratni izvertes jebkuru otras 
LTgumsledzejas Puses lügumu pec saprätTgiem seviäyem 
droSTbas pasäkumiem, kas versti pret konkretiem draudiem. 


7. Ja viena LTgumsledzeja Puse neievero Sajä pantä pare- 
dzetos aviäcijas droSTbas noteikumus, otras LTgumsledzejas Pu- 
ses aviäcijas institücijas var pieprasTt tülTtejas konsultäcijas ar 
minetäs LTgumsledzejas Puses aviäcijas institüciju. Ja viena me- 
neSa laikä no pieprasTjuma iesniegSanas datuma netiek panäkta 
apmierinoSa vienoSanäs, var tikt anuleti, aptureti vai ierobezoti 
droSTbas noteikumus pärkäpuSäs LTgumsledzejas Puses avio- 
kompänijas ekspluatanta apliecTbä paredzätie gaisa pärvadäjumi 
vai pieteikta prasTba. Bütiskas nepiecieäamTbas gadTjumä konsul- 
täcijas ierosinäjusT LTgumsledzeja Puse var veikt Sos pasäkumus 
pirms viena meneSa termi^a noteceSanas. 

13. pants 

lecejosana un tai nepiecieSamo dokumentu kontrole 

1. Pec vienas LTgumsledzejas Puses pieprasTjuma otra 
LTgumsledzeja Puse atjauj aviokompänijai, kas tiesTga veikt gaisa 
satiksmi abäs valstTs, Tstenot pasäkumus, kuri nodroSinätu, ka tiek 
pärvadäti tikai pasaiieri ar attiecTgajä valstT nepiecieSamajiem 
iecejoSanas vai tranzTta dokumentiem. 

2. Katra LTgumsledzeja Puse piegem atpakaj cejojuma gala- 
merijT atraidTtu personu, lai izskatTtu täs lietu, pec tarn, kad tur ir 
noskaidrots, ka tai nav iecejoSanas tiesTbu, un ja ST persona pirms 
iecejoSanas STs LTgumsledzejas Puses valsts teritorijä nav uzture- 
jusies tikai tieSajä tranzTtä. LTgumsledzejas Puses nesütTs tädu 
personu atpakaj uz valsti, kurä pirms tarn noskaidrots, ka tai nav 
iecejoSanas tiesTbu. 

3. Sis nosacijums netrauce attiecTgäs institücijas pakjaut Sädu 
izraidTtu personu bez iecejoSanas dokumentiem täläkai pärbau- 
dei, lai konstatetu, vai to iespejams uznemt valstT, vai arT lai veiktu 
pasäkumus täs täläkai pärvadäSanai, aizgädäSanai vai izsütTSanai 
uz valsti, kuras pavalstniece tä ir vai kurä tä tiktu uzgemta citu 
iemeslu dej. Ja persona, par kuru ir konstatets, ka tai nav iece- 
joSanas dokumentu, ir pazaudejusi vai izmcinäjusi savus doku- 
mentus, tad viena LTgumsledzeja Puse to vieta atzTst täs LTgum- 
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berechtigt ist, ihre Reisedokumente verloren oder zerstört, so 
erkennt eine Vertragspartei statt dessen ein von den Behörden 
der Vertragspartei, bei der festgestellt wurde, daß die Person nicht 
einreiseberechtigt ist, ausgestelltes Dokument an, das die Um- 
stände von Abflug und Ankunft bestätigt. 

Artikel 14 

Meinungsaustausch 

Zwischen den Luftfahrtbehörden der Vertragsparteien findet 
nach Bedarf ein Meinungsaustausch statt, um eine enge Zusam- 
menarbeit und eine Verständigung in allen die Anwendung dieses 
Abkommens berührenden Angelegenheiten herbeizuführen. 

Artikel 15 
Konsultationen 

Zur Erörterung von Änderungen dieses Abkommens oder des 
Fluglinienplans oder von Auslegungsfragen kann eine Vertrags- 
partei jederzeit Konsultationen beantragen. Das gilt auch für Erör- 
terungen über die Anwendung des Abkommens, wenn nach An- 
sicht einer Vertragspartei ein Meinungsaustausch nach Artikel 14 
kein zufriedenstellendes Ergebnis erbracht hat. Die Konsultatio- 
nen beginnen innerhalb von zwei Monaten nach Eingang des 
Antrags bei der anderen Vertragspartei. 

Artikel 16 

Beilegung von Streitigkeiten 

(1) Soweit eine Meinungsverschiedenheit über die Auslegung 
oder Anwendung dieses Abkommens nicht nach Artikel 1 5 bei- 
gelegt werden kann, wird sie auf Verlangen einer Vertragspartei 
einem Schiedsgericht unterbreitet. 

(2) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall gebildet, indem jede 
Vertragspartei ein Mitglied bestellt und beide Mitglieder sich auf 
den Angehörigen eines dritten Staates als Vorsitzenden einigen, 
der von den Regierungen der Vertragsparteien bestellt wird. Die 
Mitglieder werden innerhalb von zwei Monaten, der Vorsitzende 
innerhalb von drei Monaten bestellt, nachdem die eine Vertrags- 
partei der anderen mitgeteilt hat, daß sie die Meinungsverschie- 
denheit einem Schiedsgericht unterbreiten will. 

(3) Werden die in Absatz 2 genannten Fristen nicht eingehalten, 
so kann in Ermangelung einer anderen Vereinbarung jede Ver- 
tragspartei den Präsidenten des Rates der Internationalen Zivil- 
luftfahrt-Organisation bitten, die erforderlichen Ernennungen vor- 
zunehmen. Besitzt der Präsident die Staatsangehörigkeit einer 
der Vertragsparteien oder ist er aus einem anderen Grund ver- 
hindert, so soll der Vizepräsident, der ihn vertritt, die Ernennungen 
vornehmen. 

(4) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stimmenmehrheit. Seine 
Entscheidungen sind für die Vertragsparteien bindend. Jede Ver- 
tragspartei trägt die Kosten ihres Mitglieds sowie ihrer Vertretung 
in dem Verfahren vor dem Schiedsgericht; die Kosten des Vorsit- 
zenden sowie die sonstigen Kosten werden von den Vertragspar- 
teien zu gleichen Teilen getragen. Im übrigen regelt das Schieds- 
gericht sein Verfahren selbst. 

Artikel 17 

Mehrseitige Übereinkommen 

Tritt ein von den Vertragsparteien angenommenes allgemeines 
mehrseitiges Luftverkehrsübereinkommen in Kraft, so gehen des- 
sen Bestimmungen vor. Erörterungen zur Feststellung, inwieweit 
ein mehrseitiges Übereinkommen dieses Abkommen beendet, 
ersetzt, ändert oder ergänzt, finden nach Artikel 15 statt. 

Artikel 18 
Registrierung 

bei der Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation 

Dieses Abkommen, jede Änderung desselben und jeder Noten- 
wechsel nach Artikel 2 Absatz 2 werden von den beiden Vertrags- 


sledzejas Puses, kurä tika konstatets, ka personai nav iecejoäa- 
nas dokumentu, institücijas izdotu dokumentu, kas apstiprina täs 
izcejoäanas un iecejoäanas apstäkjus. 

14. pants 

Apmaiga ar informäciju 

Starp LTgumsledzeju Puäu aviäcijas institücijäm nepiecieäa- 
mlbas gadTjumos notiek apmaiga ar informäciju, lai panäktu cieäu 
sadarblbu un sapraäanos visäs §T LTguma piemeroäanas jomäs. 

15. pants 
Konsultdcijas 

LTgumsledzejas Puses jebkurä laikä var ierosinät konsultäcijas, 
lai apspriestu §T LTguma grozijumus vai izmainas lidojumu saraks- 
tä, vai sakarä ar LTguma skaidrojumu. Tas attiecas arT uz §T 
LTguma piemeroäanas apsprieäanu, ja pec vienas LTgumsle- 
dzejas Puses uzskatiem saskagä ar 14. pantu veiktajai apmaigai 
ar informäciju nav apmierinoäu rezultätu. Konsultäcijas säkas divu 
meneäu laikä no dienas, kad otra LTgumsledzeja Puse ir sagemusi 
priekälikumu. 

16. pants 
StrTdu izs|dräana 

1 . Ja domstarplbas par §T LTguma skaidrojumu vai piemeroäanu 
nevar noverst saskagä ar 15. panta nosacTjumiem, tad pec vienas 
LTgumsledzejas Puses pieprasTjuma domstarpTbas tiek nodotas 
izskatTsanai SkTrejtiesä. 

2. SkTrejtiesu veido konkretas lietas izskatTsanai, katrai LTgum- 
sledzejai Pusei iecejot pa vienam tiesnesim, kuri vienojas par 
kädas treääs valsts pilsoni, kuru par SkTrejtiesas priekäsedetäju 
iecej LTgumslädzeju Pu§u ValdTbas. Tiesnesi iecej divu meneäu, 
bet priekäsedetäju tns meneäu laikä no dienas, kad viena LTgum- 
slädzeja Puse ir pazigojusi otrai, ka tä strTdu grib nodot izska- 
tTäanai äljTrejtiesä. 

3. Je netiek ieveroti §T panta 2. punktä paredzetie termigi un nav 
citas vienoäanäs, katra LTgumsledzeja Puse var lügt Starptautis- 
käs civiläs aviäcijas organizäcijas (ICAO) Padomes prezidentu 
iecelt nepiecieäamos tiesneäus. Ja prezidentam ir vienas LTgum- 
slädzejas Puses valsts pilsonTba vai citu iemeslu dej vig§ to nevar 
darTt, tad ieceläanu veic viceprezidents, kas vigu aizvieto. 


4. SljTrejtiesa strTdu izäfcir ar balsu vairäkumu. Täs lemums 
LTgumsledzejäm Pusem ir obligäts. Katra LTgumsledzeja Puse 
sedz sava tiesneäa, kä arT savas pärstävniecTbas izdevumus 
tiesas procesä; priekäsedetäja izdevumus un citus izdevumus 
LTgumsledzejas Puses sedz iTdzTgäs dajäs. Tiesas procedüru 
nosaka pati §kTrejtiesa. 

17. pants 

DaudzpusSjas vieno&anäs 

Ja spekä stäjas vispäreja daudzpusöja vienoäanäs par gaisa 
satiksmi, kuras dalTbnieces ir LTgumsledzejas Puses, tad piemäro 
täs noteikumus. Lai konstatetu, kädä merä daudzpuseja vienoäa- 
näs izbeidz, aizstäj, groza vai papildina §o LTgumu, saskagä ar 
15. pantu notiek konsultäcijas. 

18. pants 

Regsträ&ana ICAO 

So LTgumu, katru tä grozTjumu un katru apmaigu ar notäm 
saskagä ar 2. panta 2. punktu abas LTgumsledzejas Puses nosüta 
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Parteien der Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation zur Regi- 
strierung übermittelt. 

Artikel 19 

Inkrafttreten, Geltungsdauer 

(1) Dieses Abkommen tritt einen Monat nach dem Tag in Kraft, 
an dem die Regierungen der Vertragsparteien einander notifiziert 
haben, daß die erforderlichen innerstaatlichen Voraussetzungen 
für das Inkrafttreten des Abkommens erfüllt sind. 

(2) Dieses Abkommen wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. 

Artikel 20 
Kündigung 

Eine Vertragspartei kann die andere Vertragspartei jederzeit 
von ihrem Beschluß in Kenntnis setzen, dieses Abkommen zu 
beenden; die Kündigung wird gleichzeitig der Internationalen Zivil- 
luftfahrt-Organisation mitgeteilt. In diesem Fall tritt das Abkommen 
zwölf Monate nach Eingang der Mitteilung bei der anderen Ver- 
tragspartei außer kraft, sofern nicht die Kündigung vor Ablauf 
dieser Zeit durch Vereinbarung zurückgenommen wird. Wird der 
Eingang der Mitteilung von der anderen Vertragspartei nicht be- 
stätigt, so gilt als Eingangstag der vierzehnte Tag nach dem 
Eingang der Mitteilung bei der Internationalen Zivilluftfahrt-Orga- 
nisation. 


Geschehen zu Riga am 5. April 1993 in zwei Urschriften, jede in 
deutscher und lettischer Sprache, wobei jeder Wortlaut gleicher- 
maßen verbindlich ist. 


regjistreSanai Starptautiskajä civiläs aviäcijas organizäcija 
(ICAO). 

19. pants 

LTguma stäSanäs späkä, deriguma termigS 

1. Sis LTgums stäjas spekä mönesi pec dienas, kurä abu 
LTgumsledzeju PuSu ValdTbas apmainTjuSäs ar notäm par to, ka ir 
izpildTti nepiecieSamie konstitucionälie priekSnoteikumi, lai 
LTgums stätos spekä. 

2. Sis LTgums tiek noslegts uz nenoteiktu laiku. 

20. pants 

LTguma anuieSana 

Katra LTgumsledzeja Puse jebkurä laikä var rakstiski pazigot 
par täs lemumu pärtraukt So LTgumu; vienlaikus Sis pazigojums 
par anuleSanu jäiesniedz Starptautiskajä civiläs aviäcijas organi- 
zäcijä. Tädä gadTjumä LTgums tiek pärtraukts 12 meneSus p§c 
tarn, kad otra LTgumsledzeja Puse sagemusi pazigojumu, ja vien 
pazigojums par anuleSanu pec savstarpejas vienoSanäs nav at- 
saukts pirms ST perioda noteceSanas. Ja otra LTgumsledzeja Puse 
noliedz pazigojuma sagemSanas faktu, pazigojumu uzskata par 
sagemtu 14 dienas pec tarn, kad to sagemusi Starptautiskä civiläs 
aviäcijas organizäcija. 


SastädTts RTgä, 1993. gada „5.“ aprTIT divos ori^inal- 
eksempläros, katrs no tiem väcu un latvieSu valodä, turklät visiem 
tekstiem ir vienäds juridisks speks. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
Väcijas FederatTväs Republikas värdä 
Günther Krause 
Peter Rondorf 

Für die Republik Lettland 
Latvijas Republikas värdä 
Andris Gütmanis 
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Denkschrift zum Abkommen 

I. Allgemeines 

Schwerpunkt des deutschen Luftverkehrs ist der inter- 
nationale Fluglinienverkehr. Er kann nur betrieben werden, 
wenn die ausländischen Staaten, die überflogen oder an- 
geflogen werden sollen, deutschen Luftfahrtuntemehmen 
entsprechende Verkehrsrechte gewähren. 

Nach allgemeinen internationalen Gepflogenheiten wer- 
den diese Rechte grundsätzlich in zweiseitigen Luftver- 
kehrsabkommen eingeräumt. Um ein derartiges Abkom- 
men handelt es sich bei dem am 5. April 1993 in Riga 
Unterzeichneten Luftverkehrsabkommen zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Lettland. 

Die eingeräumten Verkehrsrechte werden in einem als 
Protokoll vereinbarten Fluglinienplan festgelegt werden. 
Diese Form der Vereinbarung wurde gewählt, um die 
Fluglinienrechte den Verkehrsanforderungen jeweils leich- 
ter und schneller anpassen zu können. 

II. Besonderes 

Artikel 1 erläutert die im Abkommen verwendeten Be- 
griffe. 

Artikel 2 legt die gewährten Freiheitsrechte der Zivilluft- 
fahrt in den Beziehungen zwischen den Vertragsparteien 
fest. 

Die Artikel 3 und 4 legen das Verfahren für die Ertei- 
lung, die Verweigerung, den Widerruf oder die Einschrän- 
kung der Betriebsgenehmigung zur Durchführung des 
Fluglinienverkehrs fest. Von dem Recht eines Widerrufs 
der Betriebsgenehmigung darf grundsätzlich nur nach 
Konsultationen der Vertragsparteien Gebrauch gemacht 
werden. 

Artikel 5 sichert Inländerbehandlung zu bei den im Zu- 
sammenhang mit der Benutzung der Flughäfen anfallen- 
den Gebühren. 

Artikel 6 gewährt auf der Basis der Gegenseitigkeit 
weitgehende Zoll- und Abgabenfreiheit für verwendete 
Luftfahrzeuge einschließlich der an Bord befindlichen 
Treibstoffe, Schmieröle, Ersatzteile, üblichen Ausrü- 


stungsgegenstände und Bordvorräte. Er sichert darüber 
hinaus auf der Basis der Gegenseitigkeit Vergünstigungen 
auf dem Gebiet der Umsatzsteuer oder einer ähnlich aus- 
gestalteten indirekten Steuer zu. 

Artikel 7 gewährt das Recht auf freien Gewinntransfer. 

Artikel 8 soll ein zufriedenstellendes Beförderungs- 
angebot sicherstellen. Ausgegangen wird vom Prinzip der 
beiderseitigen Genehmigung insbesondere hinsichtlich 
der Frequenz der Flugdienste, der Kapazität sowie der 
Flugpläne. 

Artikel 9 verpflichtet zur Übermittlung von Betriebsanga- 
ben und zum Austausch der Statistiken. 

Artikel 10 enthält in Ergänzung zu den in Artikel 8 ent- 
haltenen Grundsätzen nähere Bestimmungen hinsichtlich 
der Tarifgestaltung. 

Artikel 11 regelt das Niederlassungsrecht der bezeich- 
neten Luftfahrtunternehmen, das Recht der Selbstabferti- 
gung und das Recht des freien Verkaufs der Beförde- 
rungsdienste. 

Artikel 12 verpflichtet die Vertragsparteien zur Einhal- 
tung der völkerrechtlichen Pflichten zur Sicherheit der Zivil- 
luftfahrt vor rechtswidrigen Eingriffen, welche konkretisiert 
werden. 

Artikel 13 gibt die Möglichkeit der Kontrolle der Fluggä- 
ste im Hinblick auf die erforderlichen Einreisedokumente 
und verpflichtet die Vertragsparteien zur Rücknahme der 
von der anderen Vertragspartei zurückgewiesenen Flug- 
gäste. 

Die Artikel 14 bis 20 befassen sich mit dem Mei- 
nungsaustausch, den Konsultationen, der Beilegung von 
Streitigkeiten, einschließlich der Möglichkeit zur Anrufung 
eines Schiedsgerichts. Entsprechende Regelungen sind in 
Luftverkehrsabkommen üblich und zum Ausgleich mögli- 
cher Meinungsverschiedenheiten zweckmäßig. Sie ent- 
halten darüber hinaus Regelungen für die international 
üblichen Kündigungs-, Registrierungs- und Schlußbestim- 
mungen sowie die Festlegung des Vorrangs eines mehr- 
seitigen Luftverkehrsübereinkommens. 
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